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Einleitung
Zusammenarbeit zwischen Kirchengemeinden und Pfarrämtern, Kooperationen werden immer wichtiger. Zu diesen Themen können Querschnittstagungen verschiedener Kirchengemeinderäte abgehalten werden. Zu Fragen der Umsetzbarkeit überparochialer Zusammenarbeit oder struktureller Veränderungen – beispielsweise Bildung von Gesamtkirchengemeinden, auch in Form von Verbundkirchengemeinden. Fusionen, Vereinbarungen im Distrikt, Überlegungen dazu, welche Aufgaben besser in einer der Kirchengemeinden bleiben und welche in einer größeren Ebene zusammengefasst werden können – kann Beratung in Anspruch genommen werden. Neben der Gemeindeberatung steht dafür auch das Projekt „integrierte Beratung Struktur I Pfarrdienst I Immobilien“ zur Verfügung. Beide beraten interessierte Kirchengemeinden in Nachbarschaften ergebnisoffen. Es werden gemeinsam Lösungen gesucht, die zu den Kirchengemeinden passen und dafür sorgen, dass Pfarrstellen samt dazugehöriger Dienstaufträge leistbar und gut besetzbar  sind. Siehe dazu unter Anlage 2.1 - Hinweise für die PfarrPlan-Sonderausschüsse, dort in dem hervorgehobenen „Kasten“.
Siehe auch unter Anlage 2.2 - Hinweise zu Aufhebung, Errichtung und Änderungen des prozentualen Umfangs von Pfarrstellen, dort zum Abschnitt „Eingeschränkte Dienstaufträge“.
1 Zusätzlicher Predigtauftrag und Seelsorgebezirk in einer benachbarten Kirchengemeinde

Mit einer Pfarrstelle können durch Festlegung in der Geschäftsordnung ein Predigtauftrag und ein Seelsorgebezirk in einer benachbarten Kirchengemeinde verbunden werden. Der Stelleninhaber oder die Stelleninhaberin ist dann in der benachbarten Kirchengemeinde Mitglied im Kirchengemeinderat. (Es kann sogar mit dieser Pfarrstelle der Vorsitz im benachbarten Kirchengemeinderat verbunden werden.) Für die Beteiligung der benachbarten Kirchengemeinde an der Besetzung dieser Pfarrstelle gilt Nr. 9 a) Ausführungsverordnung Pfarrstellenbesetzungsgesetz (siehe unten unter 2.). 
2 Verbesserung der parochieübergreifenden Zusammenarbeit im Pfarramt (§ 10 Abs. 3 WürttPfG)
§ 10 Abs. 3 WürttPfG ermöglicht es, dass in den Dienstauftrag eines Pfarrers in einer Parochie eingegriffen und einzelne Dienste benachbarten Pfarrämtern zugeordnet werden. So können bei größer werdenden Dienstaufträgen durch die arbeitsteilige Wahrnehmung des pfarramtlichen Dienstes Entlastungen erreicht werden. 

Anlass hierfür war die Erkenntnis, dass eine Regelung der Zusammenarbeit auf der 
Ebene von Gesamtkirchengemeinden
, die sich eigentlich anbietet, nicht überall umsetzbar ist. Vor allem im ländlicheren Gebiet wünschen die Kirchengemeinden, keine Gesamtkirchengemeinde zu bilden. Dennoch ist auch dort die Einsicht vorhanden, dass eine Zusammenarbeit der Pfarrämter notwendig ist. 

Die Details sollen in einigen Stichworten zusammengefasst werden:

· Gottesdienste
Die Einteilung von Doppeldiensten oder auch eines Gottesdienstplans für mehrere Pfarrämter ist der häufigste Fall der Zusammenarbeit. Zwingend ist, dass für jeden Gottesdienst nach der Geschäftsordnung ein bestimmtes Pfarramt zuständig ist, unabhängig von Absprachen. Über Absprachen können Vertretungsdienste und – mit Zustimmung der Kirchengemeinderäte – auch Abweichungen über einen längeren Zeitraum vereinbart werden. Der „Grundplan“ kann durchaus eine gewisse Komplexität annehmen, wenn drei oder vier Pfarrämter beteiligt sind.

· Beteiligung im Kirchengemeinderat
Bei einem regelmäßigen Gottesdienstauftrag muss eine Pfarrerin oder ein Pfarrer auch regelmäßig im Kirchengemeinderat ansprechbar sein. Das Recht zur beratenden Teilnahme ist daher in der Kirchengemeindeordnung geregelt. Der Umfang der Verpflichtung zum Erscheinen wird in der Geschäftsordnung für das Pfarramt festgelegt.

Für die Verpflichtung zur beratenden Teilnahme ist vorgesehen:

Bei Gottesdienst alle zwei Monate und seltener („bis zu sechs Mal im Jahr“): einmal im Jahr.
Bei Gottesdienst öfter als alle zwei Monate bis einmal im Monat („sieben bis zwölf Mal im Jahr“): einmal im Halbjahr.
Bei Gottesdienst öfter als einmal im Monat („mehr als zwölf Mal im Jahr“): einmal im Vierteljahr.
Wenn noch umfangreiche Kasual- und/oder andere pfarramtliche Aufgaben dazu kommen, kann auch die regelmäßige Teilnahme angeordnet werden (= „zweiter Pfarrer“ der Kirchengemeinde).

Wenn über die Verkündigungsaufgaben hinaus Kasualien übertragen wurden, dann besteht eine Pflicht zur Teilnahme darüber hinaus, wenn dies durch diese Kasualien betreffende Belange veranlasst ist. In diesem Fall sind die Termine abzusprechen.

· Pfarrstellenbesetzung 
Bei der Frage, ob ein Kirchengemeinderat im Besetzungsgremium einer Pfarrstelle beteiligt wird, wird wesentlich auf den Gottesdienstauftrag abgestellt. Ist dieser gegeben, so wird ein Kirchengemeinderat in aller Regel ein, zwei oder auch drei Vertreter entsenden. Die Sätze 3 und 4 in Nr. 9 a) Ausführungsverordnung Pfarrstellenbesetzungsgesetz bestimmen:

„Im Übrigen entsendet der Kirchengemeinderat aus einer nur teilweise zu versehenden Kirchengemeinde
1 Vertreterin oder Vertreter, wenn der Predigtauftrag weniger als einen regelmäßigen Gottesdienst im Monat umfasst,

2 Vertreterinnen oder Vertreter, wenn der Predigtauftrag mindestens einen regelmäßigen Gottesdienst im Monat umfasst,

3 Vertreterinnen oder Vertreter bei einem Seelsorgebezirk von weniger als 500 Gemeindegliedern, oder wenn der Predigtauftrag mindestens einen regelmäßigen Gottesdienst im Monat umfasst und die Geschäftsordnung für das Pfarramt die beratende Teilnahme an allen Sitzungen des Kirchengemeinderates vorschreibt,

5 Vertreterinnen oder Vertreter bei einem Seelsorgebezirk von 500 bis 1000 Gemeindegliedern,

7 Vertreterinnen oder Vertreter bei einem Seelsorgebezirk von mehr als 1000 Gemeindegliedern.
Die Zahl der entsandten Vertreterinnen und Vertreter darf jedoch zusammen mit der der Vertrete
rinnen und Vertreter des Gesamtkirchengemeinderats die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder des Kirchengemeinderats der ganz zu versehenden Kirchengemeinde nicht übersteigen. Vertreterinnen und Vertreter der Gesamtkirchengemeinde gehen denen der teilweise versehenen Kirchengemeinden, die Vertreterinnen der Kirchengemeinden, in denen ein Seelsorgebezirk versehen wird, den anderen Kirchengemeinden vor.“

· Geeignete Arbeitsfelder der Zusammenarbeit 
Für eine Übertragung kommt, über den Bereich des Gottesdienstes hinaus, die Zielgruppenarbeit (Jugendarbeit, Altenarbeit), die Erwachsenenbildung und die Mitarbeiterbegleitung in den genannten Bereichen in Frage. Ebenso eignet sich die seelsorgerliche Begleitung eines Altenheims
, Behindertenheims oder eines Krankenhauses. 

Die Übertragung von Kasualien sollte nur dort erfolgen, wo eine hohe Predigtpräsenz und eine hohe Präsenz im Kirchengemeinderat vorhanden sind. Dann wird zu prüfen sein, bei welchem Pfarramt seelsorgerlich der Schwerpunkt liegt. Am ehesten übertragbar erscheint der Konfirmandenunterricht. Andere, stärker familienbezogene Kasualien, die auch Anknüpfungspunkte für Familienarbeit sind, werden eher im Ausnahme- oder Vertretungsfall übertragen werden. Ähnliches gilt für einen Gemeindebesuchsdienst, der seelsorgenah arbeitet. Die stark geschäftsführungsbezogenen Aufgaben wie die Personalführung, die Immobilienverwaltung und die Aufsichtsaufgaben sollten ebenso eher beim Seelsorgebezirkszuständigen bleiben. 
3 Gesamtkirchengemeinden

Vor allem bei einer Einzelpfarrstelle mit eingeschränktem Dienstauftrag sollte erwogen werden, mit benachbarten Kirchengemeinden eine Gesamtkirchengemeinde, vielleicht auch in der Form der Verbundkirchengemeinde (s. unter 4), zu bilden und große Teile der Geschäftsführungsaufgaben von den Kirchengemeinden auf die Gesamtkirchengemeinde zu übertragen, wobei sinnvollerweise die Geschäftsführung der Gesamtkirchengemeinde von dem Stelleninhaber oder der Stelleninhaberin einer 100%-Stelle wahrgenommen wird.

Gegenüber entsprechenden Vorbehalten sei betont: „Gesamtkirchengemeinde“ heißt nicht, dass die einzelnen Kirchengemeinden ihre Identität aufgeben oder gar aufgelöst würden. Die Einzelgemeinden bleiben zuständig für alles, was nicht ausdrücklich auf die Gesamtkirchengemeinde übertragen wird. Es wäre falsch, eine solche Gesamtkirchengemeinde mit den traditionellen städtischen Gesamtkirchengemeinden gleichzusetzen. Die Ortssatzung einer Gesamtkirchengemeinde lässt sich sehr variabel gestalten, so dass sie genau die Zwecke erfüllt, die mancherorts in einer rechtlich fragwürdigen Vereinbarung auf Distriktsebene intendiert werden: eine verbindlich geordnete Zusammenarbeit zu ermöglichen.

Im Folgenden werden eine Mustersatzung und Erläuterungen dazu abgedruckt. Auskünfte dazu sind im Referat 8.1 des Oberkirchenrats (Herr Kolb, DW -231) erhältlich.
Mustersatzung

Ortssatzung der Evangelischen Gesamtkirchengemeinde
........................................................

Präambel

Die Evang. Kirchengemeinde 
, die Evang. Kirchengemeinde
 und die Evang. Kirchengemeinde 


wollen ihre Zusammenarbeit verbessern. Zu diesem Zweck soll eine Gesamtkirchengemeinde gebildet und ihr Aufgaben der Kirchengemeinden übertragen werden. Zunächst wird in der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der pfarramtlichen Versorgung der Kirchengemeinden ein Schwerpunkt der Beauftragung der Gesamtkirchengemeinde gesehen. 

§ 1 Kirchengemeinden
Die Evang. Kirchengemeinden 


bilden die Evang. Gesamtkirchengemeinde 


§ 2 Organe der Kirchengemeinden und der Gesamtkirchengemeinde
(1) Organe der jeweiligen Kirchengemeinde sind der Kirchengemeinderat und seine Vorsitzenden
(2) Organe der Gesamtkirchengemeinde sind der Gesamtkirchengemeinderat und seine Vorsitzenden
§ 3 Aufgaben der Kirchengemeinden und der Gesamtkirchengemeinde
(1) Die Kirchengemeinden sind für alle Aufgaben der Gemeindearbeit zuständig, soweit sie nicht in dieser Ortssatzung auf die Gesamtkirchengemeinde übertragen werden.

(2) Die Gesamtkirchengemeinde ist für folgende Angelegenheiten zuständig:

a) die Koordinierung der Vorschläge, die die Kirchengemeinden dem Oberkirchenrat zur Festlegung der Dienstaufträge der Pfarrerinnen und Pfarrer vorlegen (Geschäftsordnungen),

b) Vertretung der Gesamtkirchengemeinde im Besetzungsgremium der Pfarrstellen der Kirchengemeinden in der Gesamtkirchengemeinde,

c) Änderung der Ortssatzung,

d) Zusammenarbeit der Kirchengemeinden in allen Bereichen des Gemeindelebens,

e) Kirchengemeindeübergreifende Veranstaltungen der Gesamtkirchengemeinde.

§ 4 Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen
(1) Die beteiligten Kirchengemeinden haben ein eigenes Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen. 

(2) Zur Kirchenpflegerin oder zum Kirchenpfleger der Gesamtkirchengemeinde soll die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger einer der ihr angeschlossenen Kirchengemeinden gewählt werden. Die Gesamtkirchengemeinde überträgt Aufgaben des Kassen- und Rechnungswesens auf diese Kirchengemeinde und bildet mit ihr eine Kassengemeinschaft.

(3) Die Gesamtkirchengemeinde soll kein eigenes Vermögen erwerben.

§ 5 Inkrafttreten
Die Ortssatzung tritt am …….. in Kraft. 
Sie bedarf der Genehmigung des Evang. Oberkirchenrats.

Evang. Kirchengemeinde
, 




Evang. Kirchengemeinde
, 


 

Evang. Kirchengemeinde





3.1 Erläuterungen zum Ortssatzungsentwurf

Zur Präambel
Hier können die Motive aufgenommen werden, die zur Bildung der Gesamtkirchengemeinde geführt haben. Möglich ist es auch, hier die bestehenden rechtlichen und sachlichen Gege​benheiten zu beschreiben. Die Präambel selbst enthält noch keine Regelungen d.h. keine Festlegungen, die die Rechtslage zwischen den vereinbarenden Kirchengemeinden verän​dern.

Zu § 1
Eine Gesamtkirchengemeinde wird durch den Zusammenschluss von bestehenden oder die Aufteilung einer einheitlichen Kirchengemeinde gebildet. Beim Zusammenschluss von bestehenden Kirchengemeinden tritt neben die vorhanden Körperschaften des öffentlichen Rechts eine weitere Rechtsperson und Körperschaft des öffentlichen Rechts. Das bedeutet, dass der Zusammenschluss nicht bewirkt, dass die Kirchengemeinden aufhören, als selb​ständige Rechtspersonen zu existieren. Umgekehrt treten bei der Aufteilung einer Kirchengemeinde an ihre Stelle zwei oder mehr Kirchengemeinden und die Gesamtkirchengemeinde. Diese sind alle Körperschaften des öffentlichen Rechts. 

In diesem Zusammenhang ist auf zwei Dinge hinzuweisen:

a) Die originäre Zuständigkeit (s. § 1 Kirchengemeindeordnung) liegt dann bei den Kirchen​gemeinden, wenn zwei oder mehrere Kirchengemeinden zu einer Gesamtkirchengemeinde zusammengeschlossen werden. Die Zuständigkeit der Gesamtkirchengemeinde beschränkt sich auf das, was die Kirchengemeinden auf sie übertragen. Wird dagegen eine Gesamtkirchengemeinde durch Aufteilung einer einheitlichen Kirchengemeinde gebildet, wird häufig umgekehrt vorgegangen. Das bedeutet, dass von einer Zuständigkeit der Gesamtkirchengemeinde ausgegangen und in der Ortssatzung beschrieben wird, was künftig von den Kirchengemeinden verantwortet werden soll.

b) Es gibt zwischen Kirchengemeinden und Gesamtkirchengemeinde keine Hierarchie. Beide sind Kirchengemeinden im eigentlichen Sinn und gleichrangige Rechtspersonen, die ihre abgegrenzten Aufgabenbereiche neben einander verantworten.

Zu § 2
Jede Körperschaft braucht ein Beschluss- und Leitungsorgan sowie gesetzliche Vertreter. Für die Kirchengemeinden sind es die Kirchengemeinderäte, für die Gesamtkirchengemeinde der Gesamtkirchen​gemeinderat. Gesetzliche Vertreter sind die jeweiligen Vorsitzenden der Kirchengemeinderäte und des Gesamtkirchengemeinderats. – Dies schränkt allerdings § 16 Kirchengemeindeordnung nicht ein. Danach leiten Kirchengemeinderat und Pfarrer die Gemeinde gemeinsam. Die Zusammensetzung der Gremien ist in §§ 11 und 12 Kirchengemeindeordnung für die Kirchengemeinden und in §§ 52 und 53 Kirchengemeindeordnung geregelt. Bestimmungen zur Geschäftsführung fin​den sich in §§ 21 bis 32 a Kirchengemeindeordnung. Die Regelungen gelten für den Gesamt​kirchengemeinderat entsprechend.

Zu § 3
Wie bereits erwähnt, muss die Zuständigkeit der Gesamtkirchengemeinde zu der der Kir​chengemeinden möglichst eindeutig und abschließend abgegrenzt werden. Im vorliegenden Entwurf wird von einer Zuständigkeitsvermutung zugunsten der Kirchengemeinden ausge​gangen. Das bedeutet, dass, sofern nicht ausdrücklich etwas anderes geregelt ist, die Kirchen​gemeinden zuständig sind.

Im vorliegenden Fall wurde der Gesamt​kirchengemeinde die Haushalts- und Rechnungsführung für die Kirchengemeinden nicht übertragen. Das bedeutet, dass die Kirchengemeinden wirtschaftlich von der Gesamt​kirchengemeinde unabhängig sind. 

Der Schwerpunkt der Aufgaben der Gesamtkirchengemeinde liegt in der Mitwirkung bei der Koordinierung der pfarramtlichen Versorgung. Grundsätzlich legt der Oberkirchenrat die Geschäftsordnungen der Pfarrämter fest. Dies ist ein selbstverständlicher Ausfluss aus der Dienstherreneigenschaft der Landeskirche (§ 8 WürttPfG). Dabei ist die maßgebliche Betei​ligung der Kirchengemeinden, in deren Bereich die Pfarrer tätig werden, unabdingbar. Des​halb wird die Geschäftsordnung aufgrund eines Vorschlags des örtlichen Kirchengemeinde​rats festgelegt. Das jeweilige Pfarramt gibt dazu eine Stellungnahme ab. 

Bei Inhabern von Pfarrstellen, die über Kirchengemeindegrenzen hinweg Aufgaben wahr​nehmen, ist sowohl eine Koordination der Geschäftsordnungen notwendig als auch eine Vertretung aller versorgten Kirchengemeinden bei der Besetzung der jeweiligen Pfarrstelle. Die Bildung einer Gesamtkirchengemeinde bietet die Möglichkeit, dass diese im Blick auf die Geschäftsord​nungen eine Koordinierungsfunktion wahrnehmen kann. Darüber hinaus ist sichergestellt, dass die Gesamtkirchengemeinde jeweils einen Vertreter in das Besetzungs​gremium der Kirchengemein​den entsendet, die ihr angehören (Nr. 9c Pfarrstellenbeset​zungsG). Ist eine Pfarrstelle zu besetzen, deren Inhaber die Geschäftsführung einer Gesamt​kirchengemeinde mit nicht mehr als vier Pfarrstellen übernehmen soll, entsendet die Gesamtkirchengemeinde einen zusätzlichen Vertreter. Sollen Pfarrstelleninhaber geschäfts​ordnungsmäßig Kasualien im Seelsorgebezirk anderer Pfarrstellen übernehmen (z.B. Kon​firmandenunterricht) oder soll die gottesdienstliche Versorgung auch durch die Festlegung von Doppeldiensten erfolgen, ist durch die Bildung von Gesamtkirchengemeinden sichergestellt, dass in der Gestalt des Gesamtkirchengemeinderats ein Ort des Austauschs und der Reflexion da ist. Die Mitwirkung der Pfarrer in Kirchengemeinderäten, die sich aus § 10 Abs. 3 WürttPfG i.V.m. § 11 Abs. 5 Nr. 2 Kirchengemeindeordnung ergibt, bleibt davon unberührt.
Die Ortssatzung sollte dafür offen sein, dass auch weitere Gemeinsamkeiten entstehen und sich entwickeln können. Deshalb werden als Aufgaben der Gesamtkirchengemeinde auch die „Zusammenarbeit der Kirchengemeinden in allen Bereichen des Gemeindelebens“ und die Verantwortung für kirchengemeindeübergreifende Veranstaltungen genannt.

Insgesamt ist der Katalog beispielhaft und kann ohne weiteres so angepasst werden, dass er den örtlichen Bedürfnissen Rechnung trägt.

Zur Klarstellung sei darauf hingewiesen, dass es den einzelnen Kirchen​gemeinden unbenommen bleibt, auch unmittelbar mit einzelnen Kirchengemeinden in und außerhalb der Gesamtkirchengemeinde zusammenzuarbeiten. Eine Notwendigkeit dazu kann sich beispielsweise im diakonischen Bereich ergeben, wenn die der Gesamtkirchen​gemeinde angehörenden Kirchengemeinden unterschiedlichen bürgerlichen Gemeinden angehören und von verschiedenen Diakoniestationen versorgt werden.

Zu § 4
Der eingeschränkte Aufgabenbereich der Gesamtkirchengemeinde spiegelt sich auch im Bereich des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens wieder. Formal kann auf die Auf​stellung eines Haushaltsplans nicht verzichtet werden; er wird sich allerdings auf einige wenige Positionen beschränken können.

Ergänzender Hinweis:
Der Gesamtkirchengemeinderat kann sich gemäß Nr. 28 AVO zur Kirchengemeindeordnung eine Geschäftsordnung geben. Darin können auch Fragen wie Sitzungstermine und  Sit​zungseinberufung geregelt werden. Gesetzlich vorgegeben ist lediglich ein Sitzungstermin pro Jahr, da der Gesamtkirchengemeinderat den Haushaltsplan und die Jahresrechnung feststellen und über die Entlastung nach § 47 Abs. 2 Kirchengemeindeordnung entscheiden muss. Diese Gelegenheit sollte dazu genutzt werden, sich über die Erfahrungen mit dieser Form der Zusammenarbeit regelmäßig auszutauschen und über eine Weiterentwicklung der Kooperation nachzudenken. Weitere Sitzungen können einberufen werden, wenn sich dazu eine entsprechende Notwendigkeit zeigt.

4 Verbundkirchengemeinden
Neben die Gesamtkirchengemeinde in ihrer bisherigen Ausgestaltung ist zwischenzeitlich die Verbundkirchengemeinde getreten. Sie ist dort die geeignete Form, wo die Zusammenarbeit von Kirchengemeinden schon sehr weit fortgeschritten ist, die Kirchengemeinden aber dennoch an ihrer Selbständigkeit festhalten möchten und sich nicht zu einem Zusammenschluss zu einer Kirchengemeinde entschließen können. Das bedeutet, dass die Kirchengemeinderatswahl nach wie vor auf der Ebene der Kirchengemeinde stattfindet. Es kann auch geregelt werden, dass das Eigentum an den Immobilien nicht auf die Verbundkirchengemeinde übergehen soll. Dagegen sind Zuständigkeiten wie das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen, die Mitwirkung an der Geschäftsordnung für das Pfarramt und die Verantwortung für die örtliche Gottesdienstordnung kraft Gesetzes bei der Verbundkirchengemeinde angesiedelt. Die Pfarrstelle ist, beziehungsweise die Pfarrstellen sind, der Verbundkirchengemeinde zugeordnet. Der Verbundkirchengemeinderat bildet für alle der Verbundkirchengemeinde zugeordneten Pfarrstellen das Pfarrstellenbesetzungsgremium. Er ist im Pfarrstellenbesetzungsgremium anderer Pfarrstellen vertreten, deren Inhaberinnen oder Inhaber geschäftsordnungsmäßig Dienst in der Verbundkirchengemeinde zu versehen haben (§ 2 Abs. 6a PfstBG). Im Folgenden werden eine Mustersatzung und Erläuterungen dazu abgedruckt. Auskünfte dazu sind im Referat 8.1 des Oberkirchenrats (Herr Kolb, DW -231) erhältlich.
Musterortssatzung einer Verbundkirchengemeinde 

Ortssatzung der Evangelischen Verbundkirchengemeinde
........................................................

Präambel

Die Evang. Kirchengemeinde 
, die Evang. Kirchengemeinde
 und die Evang. Kirchengemeinde 


wollen ihre Zusammenarbeit verbessern. Zu diesem Zweck soll eine Verbundkirchen​gemeinde gebildet werden. 

§ 1 Kirchengemeinden
Die Evang. Kirchengemeinden 


sind in der Evang. Verbundkirchengemeinde 
 zusammengeschlos​sen.

§ 2 Organe der Kirchengemeinden und der Verbundkirchengemeinde
(1) Organe der jeweiligen Kirchengemeinde sind der Kirchengemeinderat und seine Vorsitzen​den.

(2) Organe der Verbundkirchengemeinde sind der Verbundkirchengemeinderat und seine Vorsitzenden.

§ 3 Aufgaben der Kirchengemeinden und der Verbundkirchengemeinde
(1) Die Verbundkirchengemeinde ist für alle Aufgaben der Kirchengemeinden zuständig, die ihr kraft Gesetzes übertragen sind
 und für alle übrigen Aufgaben, soweit sie nicht durch Gesetz oder diese Ortssatzung den Kirchengemeinden vorbehalten werden.

(2) Über die ihnen kraft Gesetzes
 übertragenen Aufgaben hinaus sind die Kirchengemeinden für folgende Angelegenheiten zuständig:

a) Unbeschadet der Durchführung von Veranstaltungen und der Gestaltung von Angebo​ten auf der Ebene der Verbundkirchengemeinde bereiten sie Veranstaltungen auf der Ebene der Kirchengemeinde vor und führen sie durch. In diesem Rahmen nehmen sie das Hausrecht in den örtlichen Gebäuden wahr und führen die Fachauf​sicht über die dort tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

b) Zur Ergänzung von Angeboten auf der Ebene der Verbundkirchengemeinde sorgen sie für die Bereitstellung örtlicher gemeindlicher Angebote. 

c) Sie koordinieren und unterstützen die in der jeweiligen Kirchengemeinde vorhande​nen und tätigen Gruppen und Kreise und sind für die Betreuung der in der Kirchen​gemeinde ehrenamtlich Tätigen verantwortlich.

§ 4 Verwaltungsausschuss

(1) Dem Verwaltungsausschuss gehören neben den Mitgliedern kraft Gesetzes (§ 55 Abs. 4 Kirchengemeindeordnung) ... Mitglieder an, die der Verbundkirchengemeinderat aus seiner Mitte wählt.

(2) Der Verwaltungsausschuss entscheidet im Rahmen seiner gesetzlichen Zuständigkeit über Ausgaben bis zu ... Euro im Einzelfall. Die Zuständigkeit der Kirchenpflegerin oder des Kirchenpflegers für die Geschäfte der laufenden Verwaltung und die Zuständigkeit des Bauausschusses bleiben davon unberührt. Der Verwaltungsausschuss entscheidet über die Anstellung und Entlassung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bis zur Vergü​tungsgruppe ...  TVöD EG … Er nimmt die Fachaufsicht über diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wahr. Die Zuständigkeit des Kindergartenausschusses und der Vorsitzenden des Verbundkirchengemeinderats für die unmittelbare Beaufsichtigung bleibt davon unberührt.

§ 5 Bauausschuss


(1) Dem Bauausschuss gehören .. Mitglieder an. Davon sind Mitglieder kraft Amtes:
•
die oder der Vorsitzende des Verbundkirchengemeinderats mit deren oder dessen Aufgabenbereich die Verwaltung und Unterhaltung des Grundvermögens verbunden ist,

•
die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger,

•
 

(2) Der Bauausschuss ist für die Verwaltung und Unterhaltung der Grundstücke und Gebäude der Verbundkirchengemeinde und der Kirchengemeinden zuständig, sofern es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, die von der Kirchenpflegerin oder dem Kirchenpfleger zu besorgen sind. Der Ausschuss entscheidet im Rahmen des Haushaltsplans oder eines vom Verbundkirchengemeinderat beschlossenen Finanzie​rungsplans über die Vergabe von Bauleistungen. Andere Beschlüsse, insbesondere über den Erwerb oder die Veräußerung von Grundstücken berät der Bauausschuss vor.

(3) Ist die Pfarrerin oder der Pfarrer, mit deren oder dessen Pfarrstelle der Vorsitz im Verbundkirchengemeinderat verbunden ist, nicht Mitglied des Bauausschusses, ist sie oder er zu den Sitzungen einzuladen, in denen Baumaßnahmen an der Kirche behandelt werden sollen, sofern dabei gottesdienstliche Belange berührt sein können (s.a. Nr. 89 AVO zur Kirchengemeindeordnung).

§ 6 Kindergartenausschuss

(1) Dem Kindergartenausschuss gehören .. Mitglieder an. Davon sind Mitglieder kraft Am​tes:

· Die oder der Vorsitzende des Verbundkirchengemeinderats mit deren oder dessen Aufga​ben​bereich die Kindergartenarbeit verbunden ist, 

(2) Der Kindergartenausschuss ist für alle Fragen der Kindergartenarbeit zuständig. Die Ent​scheidung über die Neueröffnung oder Schließung von Gruppen sowie über den Abschluss und die Änderung von Vereinbarungen mit der Gemeinde ..... ist dem Verbundkirchengemeinderat vorbehalten. Der Ausschuss entscheidet über die Anstellung und Entlassung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Kindergarten. Ausgenommen sind die Kindergartenleiterinnen und –leiter. Der Kindergartenausschuss entscheidet über personalrechtliche Fragen unbeschadet dessen, dass die Vorsitzenden des Verbundkirchengemeinderats für die unmittelbare Beaufsichtigung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zuständig sind. Die Zuständigkeit des Bauausschusses für Baumaßnahmen im Bereich der Kindergärten bleibt unberührt. Dem Kindergartenausschuss ist die Bewirtschaftungsbefugnis für die für die Kindergartenarbeit bereitgestellten Mittel übertragen. Die Übertragung der Bewirtschaftungsbefugnis auf die Leiterinnen und Leiter der Kindergärten und die Zuständigkeit der Kirchenpflegerin oder des Kirchenpflegers für die Geschäfte der lau​fenden Verwaltung bleiben davon unberührt.
§ 7 Vermögen der Kirchengemeinden und der Verbundkirchengemeinde

Das Vermögen der Kirchengemeinden, mit Ausnahme der bebauten Grundstücke und des Vermögensgrundstocks
, geht auf die Verbundkirchengemeinde über. Vermögen das den Kirchengemeinden zweckgebunden zur Verfügung gestellt wurde oder in Zukunft zur Verfü​gung gestellt wird, wird zu diesem Zweck im Haushalt der Verbundkirchengemeinde nach​gewiesen.

§ 6 Inkrafttreten

Die Ortssatzung tritt am …….. in Kraft. 

Sie bedarf der Genehmigung des Evang. Oberkirchenrats.

Evang. Kirchengemeinde
, 
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4.1 Erläuterungen zum Ortssatzungsentwurf

Zur Präambel
Hier können die Motive aufgenommen werden, die zur Bildung der Verbundkirchengemeinde geführt haben. Möglich ist es auch, hier die bestehenden rechtlichen und sachlichen Gege​benheiten zu beschreiben. Die Präambel selbst enthält noch keine Regelungen d.h. keine Festlegungen, die die Rechtslage zwischen den vereinbarenden Kirchengemeinden verän​dern.

Zu den Bestimmungen

Eine Verbundkirchengemeinde wird durch den Zusammenschluss von bestehenden Kir​chengemeinden gebildet. Neben die vorhandenen Körperschaften des öffentlichen Rechts tritt eine weitere Rechtsperson und Körperschaft des öffentlichen Rechts. Das bedeutet, dass der Zusammenschluss nicht bewirkt, dass die Kirchengemeinden aufhören, als selb​ständige Rechtspersonen zu existieren. Dies schließt ein, dass sie eigene Organe, den Kirchengemeinderat mit seinen Vorsitzenden, haben. Dabei darf allerdings nicht aus dem Blick verloren werden, dass Verbundkirchengemeinden so gedacht und angelegt sind, dass sich auf dieser Ebene schwerpunktmäßig ein Miteinander im Bereich der Gemeinde​arbeit entwickeln kann und soll. 

Einzelne Fragen, die die Zusammensetzung des Kirchengemeinderats betreffen, sind bei Kirchengemeinden in Verbundkirchengemeinden anders geregelt als sonst. So gibt es dort eine gesetzliche Mindestzahl von gewählten Mitgliedern des Kirchengemeinderats von zwei, sonst sind es vier. Darüber hinaus ist die Zuwahl weiterer Mitglieder auf der Ebene der Kir​chengemeinden ausgeschlossen. Die Höchstzahl aller gewählten Mitglieder des Verbund​kirchengemeinderats beträgt grundsätzlich achtzehn. Der Oberkirchenrat kann hier Ausnah​men zulassen. Allerdings stößt dies an „natürliche“ Grenzen, da bei Gremien mit dann deut​lich über zwanzig Mitgliedern die Effizienz der Gremienarbeit leiden kann. Diese Vorgaben bedingen auch, dass die Richtzahlen, die in der AVO zur Kirchengemeindeordnung Festlegungen zur Zahl der gewählten Mitglieder von Kirchengemeinderäten treffen, für den Bereich der Verbundkirchengemeinden abweichende Regelungen enthalten.

Wie bereits erwähnt, muss die Zuständigkeit der Verbundkirchengemeinde zu der der Kir​chengemeinden möglichst eindeutig und abschließend abgegrenzt werden. Im vorliegenden Entwurf wird von einer Zuständigkeitsvermutung zugunsten der Verbundkirchengemeinde ausgegangen. Das bedeutet, dass, sofern nicht ausdrücklich etwas anderes geregelt ist, die Verbundkirchengemeinde zuständig ist. Insgesamt ist der Katalog beispielhaft und kann ohne weiteres so angepasst werden, dass er den örtlichen Bedürfnissen Rechnung trägt.

Der Verbundkirchengemeinderat kann sich gemäß Nr. 28 AVO zur Kirchengemeindeordnung eine Geschäftsordnung geben. Darin können auch Fragen wie Sitzungstermine und  Sit​zungseinberufung geregelt werden. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die Kirchen​gemeinderäte regelmäßig als Verbundkirchengemeinderat zusammentreten und dass die Sitzungen der einzelnen Kirchengemeinderäte in größeren Zeitabständen und nur bei Bedarf abgehalten werden.

Neben der Bildung von beschließenden Ausschüssen ist auch die Bildung von beratenden Gremien möglich. Diese bedarf keiner Regelung in der Ortssatzung.
Auf die folgenden Punkte ist darüber hinaus hinzuweisen:

c) Kraft Gesetzes ist das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen bei der Verbund-kirchengemeinde zusammengefasst. Das bedeutet, dass auf der Ebene der Kirchengemein​den keine Kirchenpflegerinnen oder Kirchenpfleger gewählt werden.

d) Die Pfarrstelle oder die Pfarrstellen, die für den Bereich der Verbundkirchengemeinde eingerichtet sind, werden der Verbundkirchengemeinde zugeordnet. Das hat zur Folge, dass diese die Baulast für das Pfarrhaus oder die Pfarrhäuser zu tragen hat. Der Verbundkirchen​gemeinderat nimmt Aufgaben im Bereich der Aufstellung der Geschäftsordnung des Pfarr​amts wahr und ist das zuständige Gremium im Rahmen der Besetzung der Pfarrstelle oder der Pfarrstellen. Welche Pfarrerin oder welcher Pfarrer Mitglied des jeweiligen Kirchen​gemeinderats und gegebenenfalls deren Vorsitzende oder Vorsitzender ist, ergibt sich aus der in der Geschäftsordnung des Pfarramts festgelegten Beauftragung. Im Falle von Ände​rungen wird nur der Verbundkirchengemeinderat angehört. 

e) Entsprechend den Regelungen zur pfarramtlichen Versorgung ist auch für die örtliche Gottesdienstordnung geregelt, dass sie der Verbundkirchengemeinderat im Benehmen mit dem zuständigen Pfarramt wahrnimmt. Er wird seitens des Oberkirchenrats angehört, wenn die örtliche Gottesdienstordnung geändert werden soll.

f) Mit Bildung der Verbundkirchengemeinde geht das gesamte zur Aufgabenerfüllung erforderliche Vermögen auf die Verbundkirchengemeinde über, die es über ihren Haushalts​plan im Rahmen der Beschlüsse des Verbundkirchengemeinderats verwaltet und unterhält. Eine Ausnahme kann für das Immobilienvermögen und den Vermögensgrundstück geregelt werden. Auch in diesem Fall ist die Verbundkirchengemeinde für die Verwaltung und Unter​haltung zuständig. Freies Immobilienvermögen, also Grundstücke oder Gebäude die keinem bestimmten inhaltlichen Zweck dienen, werden der Verbundkirchengemeinde zu übertragen sein, da sie zur Erfüllung der Aufgaben der Verbundkirchengemeinde benötigt werden. In jedem Fall werden Erträge der Immobilien oder des Vermögensgrundstocks über den Haus​halt der Verbundkirchengemeinde vereinnahmt und zur Finanzierung des Haushalts ein​gesetzt.
5 Fusionen
Es wäre in vielen Fällen, vor allem bei stark schrumpfenden Kirchengemeinden, zu überlegen, ob statt des Vorgenannten der Zusammenschluss (Fusion) von Kirchengemeinden sinnvoller wäre. Für die Kirchengemeinden wäre das zunächst zweifellos der schmerzhaftere Schritt. Aber sie wären dadurch gezwungen, sich wirklich selbst neu und gemeinsam zu definieren – der schmerzhaftere Schritt wäre also auch der konstruktivere und könnte zu einem Neuaufbruch führen. Das Gemeindeleben könnte auf der Basis des neuen Selbstverständnisses neu entworfen werden mit den pastoralen Kräften, die zur Verfügung stehen. Im Ergebnis wäre eine stärkere Konzentration der Kräfte möglich. 
Evang. Oberkirchenrat Stuttgart

Dezernat 3 Theologische Ausbildung und Pfarrdienst

Dezernat 8 Bauwesen, Gemeindeaufsicht und Immobilienwirtschaft

� Siehe dazu unten unter � REF _Ref95526539 \r \h ��3�.


� Siehe dazu auch �HYPERLINK "\\\\okfhome\\SCHOELL$\\Homepage"��Anlage 3.4 - Altenheimseelsorge�


� Hier kommt gemäß § 51a Abs. 1 i.V.m. § 18 Kirchengemeindeordnung die Zuständigkeit für die Verwaltung des Ortskirchenvermögens in Betracht. Dies schließt ein, dass der Verbundkirchengemeinderat über die Nutzungsüberlassung kirchlicher Räume im Bereich der Verbundkirchengemeinde entscheidet, soweit diese Zuständigkeit nicht in der Ortssatzung auf die Kirchengemeinderäte übertragen wird. Die Unterhaltung des Vermögens der Kirchengemeinden und der Verbundkirchengemeinde erfolgt im Rahmen des Haushalts der Verbundkirchengemeinde. 





� Kraft Gesetzes sind die Kirchengemeinden für die Durchführung der allgemeinen Kirchenwahlen zuständig. Soweit ihnen in § 7 das Eigentum an Immobilien vorbehalten bleibt, entscheiden sie über die Veräußerung oder dingliche Belastung dieses Grundvermögens. 





� Hier können Aufgaben genannt werden, die abweichend von Abs. 1 in den Kirchengemeinden wahrgenommen werden sollen. Beispielsweise wäre daran zu denken, dass das örtliche Gemeindefest vom Kirchengemeinderat verantwortet wird.





� Ob beschließende Ausschüsse gebildet werden sollen und ggf. welche, richtet sich nach dem örtlichen Bedarf.


� Vor der Bildung der Verbundkirchengemeinde sollten sich die Kirchengemeinden auf ein gemeinsames Immobilienkonzept einigen. Die Kirchengemeinden haben dann auch die Möglichkeit, sich das Eigentumsrecht an „ihren“ Immobilien, bebaute und unbebaute Grundstücke, vorzubehalten. In diesem Fall verbleibt auch der Vermögensgrundstock bei den Kirchengemeinden, wird aber in der Rechnung der Verbundkirchengemeinde nachgewiesen. Zum Vermögensgrundstock gehören auch Vermögensgegenstände wie Kunstwerke oder Abendmahlsgerät. Auch für diese kann entschieden werden, dass sie im Eigentum der Kirchengemeinden verbleiben. Entsprechendes gilt, wenn eine Kirchengemeinde durch eine Schenkung oder eine Zuwendung von Todes wegen bedacht wird, die gemäß § 70 Haushaltsordnung dem Vermögensgrundstock zuzuführen ist. Auch in diesem Fall muss dieses Vermögen in der Rechnung der Verbundkirchengemeinde der Kirchengemeinde zugeordnet werden. Der Ertrag daraus dient zur Finanzierung des Haushalts der Verbundkirchengemeinde.
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